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Das trägerübergreifende Persönliche Budget 
 
 
Programm zur Struktur-Verstärkung und Verbreitung von 
Persönlichen Budgets 
 
 
Information zu Möglichkeiten der Förderung von Projekten im Rahmen des v.g. 
Programms 
 
 
 
I. Was ist Grundlage des Programms (Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage)? 
 
Mit der Kodifikation des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX), dem Behindertengleich-
stellungsgesetz und dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz wurde ein grundlegender 
Wechsel in der Behindertenpolitik vollzogen. Modernes und bürgernahes Recht für behinderte 
Menschen wurde geschaffen. In dessen Mittelpunkt steht nicht mehr der behinderte Mensch als 
Objekt der Fürsorge sondern der selbstbestimmte behinderte Mensch mit individuellem An-
spruch auf Rehabilitation und Teilhabe. 
 
Besonderer Ausdruck dieses Paradigmenwechsels ist das „Persönliche Budget“. Mit dieser 
neuen Leistungsform können behinderte Menschen auf Antrag anstelle von Dienst- und Sach-
leistungen eine Geldleistung oder Gutscheine erhalten, um sich die für die selbstbestimmte 
Teilhabe erforderlichen Assistenzleistungen selbst zu beschaffen. Die behinderten Menschen 
als Experten in eigener Sache können den „Einkauf“ von Leistungen eigenverantwortlich, selb-
ständig und selbstbestimmt regeln. Rechtsgrundlage des Persönlichen Budgets ist § 17 Abs. 2 
bis 6 SGB IX mit Konkretisierungen in den einzelnen Leistungsgesetzen sowie der Budgetver-
ordnung. Das Instrument des Persönlichen Budgets ist geeignet, die Selbstbestimmung behin-
derter Menschen und die gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, 
Benachteiligungen zu vermeiden und Elemente des fürsorgestaatlichen Umgangs mit behin-
derten Menschen abzubauen. Mit dem Persönlichen Budget wird das Wunsch- und Wahlrecht 
behinderter Menschen konkretisiert. Leistungen in der Leistungsform des Persönlichen Budgets 
können alle behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen erhalten, und zwar unab-
hängig von der Art und der Schwere der Behinderung und unabhängig von der Art der benötig-
ten Leistungen. Bis Ende 2007 ist die Leistungsform Persönliches Budget auf pflichtgemäß 
ausgeübtes Ermessen des zuständigen Leistungsträgers beschränkt, um insbesondere die 
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Einführung in Modellregionen zu erproben. Mit Wirkung zum 1. Januar 2008 besteht ein 
Rechtsanspruch auf die Ausführung von Teilhabeleistungen in Form Persönlicher Budgets in 
der gesamten Bundesrepublik Deutschland. 
 
Die bisherigen Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung des Modellprojekts und aus 
anderen zur Verfügung stehenden Erkenntnisquellen machen deutlich, dass das Persönliche 
Budget der Schritt in die richtige Richtung ist und die bestehenden gesetzlichen Regelungen, 
einschließlich des mit Wirkung zum 1. Januar 2008 geltenden Rechtsanspruchs, zum Persönli-
chen Budget grundsätzlich ausreichen.  
 
Allerdings ist die Anzahl der Inanspruchnahme dieser neuen Leistungsform noch erheblich stei-
gerungsfähig. Zu diesem Zweck wird in den Jahren 2007 und 2008 eine gezielte Öffentlichkeits-
kampagne durchgeführt. Daneben sollen mit dem Programm zur Struktur-Verstärkung und 
Verbreitung von Persönlichen Budgets Ideen geweckt werden, wie und wo das Persönliche 
Budget zur Verbesserung der Lebensqualität von Menschen mit Behinderungen eingesetzt und 
wie sein Bekanntheitsgrad gesteigert werden kann. Dies sollte in verschiedenen Modellprojek-
ten erprobt und die Ergebnisse sollten publiziert werden. Für die Jahre 2008 bis 2010 hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales Fördermittel zur Durchführung dieses Programms 
aus dem Bundeshaushalt bzw. dem Ausgleichsfonds (für Projekte zur Teilhabe schwerbehin-
derter Menschen am Arbeitsleben) beantragt. 
 
Die nachfolgenden Erläuterungen gelten für Zuwendungen an Projektträger, die aus den für das 
Programm eventuell zur Verfügung stehenden Mitteln des Bundeshaushalts und ggf. des 
Ausgleichsfonds (Mittel aus der Ausgleichsabgabe, die dem Bund zur Verfügung stehen) 
geleistet werden können. Auf die Gewährung einer Zuwendung besteht kein Rechtsanspruch. 
Über die Förderung im Einzelfall, die als so genannte Projektförderung erfolgen wird, 
entscheidet das Bundesverwaltungsamt, Köln (Zuwendungsgeber) nach pflichtgemäßem 
Ermessen unter Beachtung der Zielsetzung des Programms und  im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel. 
 
 
II. Welche Ziele werden mit dem Programm verfolgt? 
 
• Modellhafte Erprobung der unterschiedlichsten Einsatzmöglichkeiten von Persönlichen 

Budgets (z.B. Wohnen, Freizeit, Pflege, medizinische Leistungen, die nicht Leistungen der 
Rehabilitation sind, Arbeit, Frühförderung, behinderte Frauen), wobei ein Schwerpunkt auf 
die Persönlichen Budgets, die sich aus Leistungen mehrerer Leistungsträger 
zusammensetzen (trägerübergreifend), gelegt werden sollte.  
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• Erkennen von eventuellen Hemmschwellen zur Beantragung von Persönlichen Budgets 
oder/und Schwierigkeiten bei Beantragung und Verwaltung der Budgets sowie die mo-
dellhafte Erprobung von Möglichkeiten zur Lösung dieser Probleme.  

• Weitere Bekanntmachung der neuen Leistungsform (trägerübergreifendes) Persönliches 
Budget und von Detailwissen über dieses Instrument (z.B. Informations- und Beratungs-
veranstaltungen, Fortbildungsreihen, Beratungsinstrumente). 

 
 
III. Welche Inhalte sind Schwerpunkte des Programms (Fördergegenstand)? 
 
Das Programm unterstützt Aktivitäten, die geeignet sind, die Erreichung der zuvor genannten 
Ziele zu fördern. Die drei Ziele sind gleichwertige Schwerpunkte des Programms und sollen 
deshalb insgesamt möglichst gleichmäßig berücksichtigt werden, bei den einzelnen Aktivitäten 
jedoch auf eines der Ziele konzentriert sein. 
 
Durch eine im Rahmen des Programms erfolgende öffentliche Darstellung kann ein höherer 
Bekanntheitsgrad ebenso erreicht werden wie eine größere Wahrscheinlichkeit, dass weitere 
Akteure zu entsprechendem Handeln veranlasst werden. 
 
Die Einzelheiten der inhaltlichen Ausgestaltung zielführender Aktivitäten, die als Projekte des 
Programms finanziell gefördert werden können, sind nicht festgelegt. Vielmehr soll im Rahmen 
des Programms Raum für die Vielfältigkeit praktisch umsetzbarer Ideen sein, die Initialwirkung 
einer messbaren Verstärkung des Bekanntheitsgrades und der Beantragung (trä-
gerübergreifender) Persönlicher Budgets haben können und geeignet erscheinen, auch in ver-
gleichbaren Situationen für andere Unternehmungen Anregungen für erfolgversprechende Vor-
gehensweisen zu bieten. Insbesondere sollen daher Beispiele für Vorgehens- und Verfahrens-
weisen beim Umgang mit dem Persönlichen Budget, die Vorbildcharakter haben (können), ge-
fördert werden. Selbstverständlich gilt das auch für den Vorbildcharakter im Hinblick auf eine 
angemessene Beteiligung behinderter und schwerbehinderter Frauen. 
 
 
IV. Was ist bei Projekten des Programms zu beachten? 
 
Die Projekte müssen Modellcharakter haben. Das bedeutet, dass sie innerhalb der 
dargestellten Zielsetzungen erst- und einmalig angelegt sein müssen und ihre zu erarbeitenden 
Ergebnisse eine bundesweite Umsetzung möglich machen.  
 
Die Projekte sollen grundsätzlich nicht nur Einzelveranstaltungen sein. 
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Erwünscht sind Projekte, mit denen die Potenziale zur Verstärkung der Inanspruchnahme Per-
sönlicher Budgets geweckt und nachhaltig erschlossen werden können. 
 
Erwünscht sind Projekte, mit denen für behinderte Menschen Einsatzmöglichkeiten für das Per-
sönliche Budget erschlossen werden können, die die Informationen über das Persönliche Bud-
get verbreiten helfen und die Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten modellhaft entwi-
ckeln können. 
 
Ggf. können auch Aktivitäten gefördert werden, mit denen die Ergebnisse bereits 
durchgeführter oder bereits begonnener Projekte im Hinblick auf die Auswirkungen für behin-
derte Menschen im Rahmen der Zielsetzung des Programms evaluiert werden. Für diese Pro-
jekte selbst ist eine ergänzende oder nachträgliche Förderung aus Mitteln des Programms nicht 
möglich, die (zusätzliche) Evaluierungsmaßnahme könnte jedoch als Projekt des Programms 
gefördert werden. 
 
 
V. Wer kann Anträge auf Förderung stellen (Zuwendungsempfänger)? 
 
Antragsberechtigt sind juristische Personen, wie z. B. Unternehmen, Vereine, Verbände, 
Genossenschaften, Gesellschaften; auch öffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen oder 
Körperschaften. Natürliche Personen sind antragsberechtigt, wenn sie im Handels- oder 
Vereinsregister eingetragen sind. 
 
Zusammenschlüsse ohne eigene Rechtspersönlichkeit, wie z. B. Arbeitsgemeinschaften, 
können im Einzelfall antragsberechtigt sein, wenn mindestens eine der hinter den Mitgliedern 
stehende juristische Person eine Bürgschaft in Höhe der beantragten Fördermittel übernimmt. 
Nicht antragsberechtigt sind Privatpersonen. 
 
 
VI. Zuwendungszeitraum: 
 
Die Projekte des Programms sind grundsätzlich im Zeitraum von Januar 2008 bis Ende Dezem-
ber 2010 durchzuführen. 
 
Die Durchführung der Projekte sollte nicht für den gesamten Zeitraum geplant werden, vielmehr 
sind Projekte mit kürzerer Laufzeit in dem genannten Zeitraum erwünscht. 
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VII. Antragstellung: 
 
Wie sind Projekte in einem Antrag auf Förderung darzustellen? 
 
Für zu fördernde Projekte ist die Umsetzung eines der Ziele des Programms in dem Antrag 
schlüssig darzulegen. Dazu gehört die Darstellung 
 
• des/der Antragstellers/Antragstellerin und ggf. weiterer an dem Projekt beteiligter,  
• des Programmziels, das verfolgt wird,  
• der Konzeption, mit der die Zielführung erreicht wird,  
• der Auswirkungen auf die Teilhabe behinderter oder schwerbehinderter Menschen,  
• ob und inwiefern eine Berücksichtung der Belange behinderter und schwerbehinderter 

Frauen vorgesehen ist,  
• des Modellcharakters,  
• der Ausgaben, die bei der Durchführung voraussichtlich entstehen und wie diese Ausgaben 

finanziert werden (Einsatz eigener Mittel, Finanzierungsbeiträge Dritter) und  
• der Methode, wie Ergebnisse möglichst dauerhaft gesichert und ggf. veröffentlicht werden 

sollen/können. 
• die geplanten förderpolitischen Ziele (z. B. Bezug des Vorhabens zu den Programmzielen) 

und Arbeitsziele (z. B. in wissenschaftlicher und/oder technischer Hinsicht). 
 
 
VIII. Zuwendungsvoraussetzungen, Antragstellung: 
 
Welche Angaben sind zur Beurteilung der Förderung im Projektantrag 
erforderlich ? 
 
In dem Antrag wird eine Zuwendung zur Erfüllung eigener Aufgaben des Antragstellers (z. B. 
satzungsgemäße Aufgaben) – also keine Vergütung beantragt. Entgelte auf 
Gewinnerzielungsbasis als Gegenleistung für eine unternehmerische Leistung, an welcher der 
Antragsteller - außer einem wirtschaftlichen kein fachliches, weil zu seinen Aufgaben 
gehörendes Interesse hat, sind nicht Antragsgegenstand.  
 
Antragsteller müssen ihre fachlich-inhaltliche und administrative Befähigung zur Durchführung 
der Maßnahme nachweisen. 
 
Voraussetzung für die Förderung ist, dass die Gesamtfinanzierung der Projekte ausweislich 
eines Finanzierungsplanes gesichert ist. 
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Aus den Angaben zum Antragsteller/zur Antragstellerin muss deutlich hervorgehen, um welche 
Art von Antragsteller(in) es sich handelt (Rechtspersönlichkeit) und welche Ziele er/sie sonst 
verfolgt. Handelt es sich z.B. um ein Unternehmen oder um eine Selbsthilfegruppe? Besteht die 
Berechtigung zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG? Ist der Antragsteller/die Antragstellerin ein 
öffentlich-rechtlich organisierter Träger oder ein privater Verein? Diese Angaben dienen dazu, 
die Anträge nach der finanziellen Leistungsfähigkeit und der Höhe des Förderbedarfs zu 
differenzieren. 
 
Um überprüfen zu können, ob ein Antragsteller/eine Antragstellerin als juristische Person im 
Vereins-, Genossenschafts- oder Handelsregister als Gesellschaft oder als Natürliche Person 
eingetragen ist, muss die Registernummer angegeben, die Eintragung vom Registergericht 
bestätigt, ggf. die gültige Satzung übersandt und die Besetzung der gesetzlichen Gremien (z.B. 
Vorstand, Aufsichtsrat) mitgeteilt werden. Ist die GmbH oder Genossenschaft gemeinnützig, ist 
der Bescheid des Finanzamtes über die Anerkennung der Gemeinnützigkeit beizufügen. Dieser 
Bescheid darf nicht älter als 3 Jahre sein. Stellen mehrere Partner zusammen einen Antrag, 
muss einer der Partner als verantwortliche/r Antragsteller(in) benannt werden. Die anderen 
Partner haben in ihren jeweiligen Verpflichtungserklärungen unmissverständlich zu erklären, 
dass sie ebenfalls die gemeinsamen Verpflichtungen, die mit der Zuwendung verbunden sind, 
erfüllen und auch hierfür einstehen. 
 
In den Anträgen auf Projektförderung ist genau anzugeben, aus welchen anderen Quellen 
eventuelle Kofinanzierungen bestritten werden sollen. Es muss ein schlüssiger Plan vorgelegt 
werden, aus dem die Quellen der Finanzierung des Projekts ebenso zu erkennen sind wie die 
Erreichung der Kostendeckung (Kosten- und Finanzierungsplan). 
 
Der Antragsteller/Die Antragstellerin muss erklären, dass er/sie für die Durchführung des Pro-
jekts nicht anderweitig Zuschüsse aus Mitteln der Europäischen Union, dem Haushalt des Bun-
des oder eines Landes erhalten hat, erhalten oder beantragen wird, die zur Finanzierung des 
Projekts dienen. Im Fall eines Verstoßes gegen diese Bestimmung ist das 
Bundesverwaltungsamt, Köln berechtigt, den Zuwendungsbescheid zu widerrufen und schon 
geleistete Zahlungen zurückzuverlangen. Das Bundesverwaltungsamt erlässt den 
Zuwendungsbescheid über die Höhe der Förderung ggf. auf der Grundlage eines Vorschlags 
des Beirats für die Teilhabe behinderter Menschen. 
 
Mittel der Ausgleichsabgabe und damit auch die Mittel des Ausgleichsfonds dürfen nur verwen-
det werden für die Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben. Da-
gegen kann die Verwendung der dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales für das Pro-
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gramm zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel auch für die Förderung der Teilhabe behin-
derter Menschen in anderen Lebensbereichen erfolgen. 
 
 
IX.  Welche Bedingungen sind bereits bei dem Projektantrag zu  
      berücksichtigen? 
 
Die Projekte des Programms sind durch die Verwendung des Logos der Kampagne zum „Trä-
gerübergreifenden Persönlichen Budget“ zu kennzeichnen und werden dadurch dieser Kam-
pagne zugeordnet. 
 
Zusätzlich ist bei einer Förderung aus Mitteln des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
bzw. des Ausgleichsfonds das Logo des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zu ver-
wenden. 
 
Bereits in dem Projektantrag ist zu klären, dass der Antragsteller/die Antragstellerin das Logo 
der Kampagne und das Logo des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales bestimmungs-
gemäß verwenden wird. 
 
Außerdem ist bereits in dem Projektantrag zu erklären, dass der Antragsteller/die Antragstelle-
rin mit einer Darstellung des Projekts und seiner Ergebnisse in Publikationen des Bundes sowie 
in Veröffentlichungen im Rahmen des Programms bzw. der Öffentlichkeitskampagne zum „Trä-
gerübergreifenden Persönlichen Budget“ einverstanden ist. 
 
Ebenfalls ist die Bereitschaft zu erklären, dass der Antragsteller/die Antragstellerin Vor-Ort-
Kontrollen, Prüfungen durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bzw. das Bundes-
verwaltungsamt und/oder den Bundesrechnungshof zulässt. 
 
 
X. Barrierefreiheit 
  
Alle Örtlichkeiten, Materialien, Veröffentlichungen und Veranstaltungen im Rahmen des Pro-
gramms sollen möglichst für alle behinderten Menschen barrierefrei zugänglich sein. Barriere-
freiheit wird dabei entsprechend § 4 Behindertengleichstellungsgesetz in einem umfassenden 
Sinne verstanden. 
 
Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Fahrzeuge, technische Gebrauchsgegens-
tände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und 
Kommunikationseinrichtungen und alle anderen gestalteten Lebensbereiche, wenn sie unab-
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hängig von der Form der Behinderung in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. 
 
Bei der Durchführung der Projekte ist der Barrierefreiheit soweit möglich Rechnung zu tragen. 
 
 
XI. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung: 
 
Die Zuwendung wird im Rahmen der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
grundsätzlich auf Ausgabenbasis gewährt. 
 
Was muss ein Kosten- und Finanzierungsplan beinhalten? 
 
Jeder Antrag auf Gewährung von Fördermitteln ist schriftlich zu stellen, mit rechtsverbindlicher 
Unterschrift zu versehen und muss sich auf einen Kosten- und Finanzierungsplan stützen 
(aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben). 
Aus diesem müssen sämtliche Ausgaben ersichtlich sein, die der/die potenzielle Begünstigte für 
die Durchführung des Projekts benötigt. Dem Finanzierungsplan ist eine Erklärung darüber 
beizufügen, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für das betreffende Vorhaben zum 
Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt ist. In diesem Fall hat er im Finanzierungsplan die 
sich ergebenden Vorteile auszuweisen. Außerdem ist eine Erklärung darüber beizufügen, dass 
mit der Maßnahme noch nicht begonnen worden ist. 
 
Von diesem Plan wird erwartet, dass 
• er hinreichend detailliert ist, so dass die vorgeschlagene(n) Maßnahme(n) zu erkennen so-

wie deren Überwachung und Kontrolle möglich ist (sind);  
• auf der Ausgabenseite die förderfähigen Ausgaben (Personal- und Sachausgaben) 

aufgeschlüsselt nach Ausgabenarten und Höhe, erscheinen;  
• die nicht förderfähigen Ausgaben, ggf. in geschätzter Höhe, angegeben werden. 
 
Eingebrachte Sachleistungen wie bebaute oder unbebaute Grundstücke, Werk- oder Rohstoffe 
(wie z.B. Klebematerial, Holz), Büromaterialien oder unbezahlte wie ehrenamtliche Arbeit kön-
nen nicht berücksichtigt werden, da deren Wert nur schwer zu ermitteln ist, eine anderweitige 
Finanzierung dieser Sachleistungen bereits erfolgt sein kann und die Kosten dem zu fördernden 
Projekt häufig nur ungenau zugerechnet werden können. Solche Sachleistungen sollen in dem 
Kosten- und Finanzierungsplan zwar zu ihrem Schätzwert aufgeführt werden, sie stellen aber 
keine förderfähigen Kosten dar.  
 
Auf der Einnahmenseite sind auszuweisen: 
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• der Beitrag des/der Begünstigten aus eigenen Mitteln sowie ggf. Beiträge weiterer 

Finanzierungsbeteiligter;  
• ggf. aus dem Projekt zu erwartende Einnahmen wie z.B. Teilnehmergebühren, erzielte Ent-

gelte für Waren und Dienstleistungen, Kostenerstattungen;  
• die beantragten Fördermittel,  
• geschätzte eigene Beiträge des Projektträgers (Eigenmittel) für nicht förderfähige 

Sachleistungen in der Höhe der als Ausgaben berücksichtigten Sachleistungen. 
 
Der Ausgaben- und Finanzierungsplan muss ausgeglichen sein, also Einnahmen und 
förderungsfähige Ausgaben müssen am Ende die gleiche Gesamtsumme ergeben. 
 
Werden andere Einnahmen (Drittmittel) aus der finanziellen Beteiligung privater Unterstützer 
(zum Beispiel Unternehmen, Privatpersonen oder Stiftungen) und/oder öffentlich-rechtlicher 
Träger (zum Beispiel Länder, Kommunen, Rehabilitationsträger oder andere Leistungsträger) 
erwartet, ist der Stand des Entscheidungsprozesses und der/die genaue Ansprechpartner(in) – 
unter Angabe seiner/ihrer Adresse, Rufnummer und Faxnummer – anzugeben. 
 
Eine Förderung kann nur dann erfolgen, wenn eine ausreichende Finanzierung 
(Kostendeckung) plausibel dargelegt wird. 
 
 
Welche Ausgaben sind förderfähig? 
 
Die Ausgabenseite des mit dem Antrag einzureichenden Ausgaben- und Finanzierungsplans 
muss so weit aufgeschlüsselt sein, dass sich „förderfähige Ausgaben“ von „nicht förderfähigen 
Ausgaben“ (soweit vorhanden) unterscheiden lassen. In Zusammenhang mit Fördermitteln 
kommen für eine Finanzierung nur die Ausgaben in Betracht, die nachfolgende Kriterien 
erfüllen: 
 
• Aus der Höhe der Gesamtausgaben muss hervorgehen, dass bei der Organisation des Pro-

jekts die Grundsätze eines effizienten Finanzmanagements, insbesondere die Grundsätze 
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit, beachtet sowie ein angemessenes Kosten-Nutzen-
Verhältnis berücksichtigt wurde.  

• Die Kosten müssen für die Umsetzung des Projekts notwendig sein und den marktüblichen 
Preisen entsprechen. 
Hinsichtlich der Marktüblichkeit wird auf die folgenden, bindenden Regelungen hingewiesen: 
- Personalausgaben werden bis zu einer vergleichbaren Höhe der Entgelte für Bundesbe-
dienstete nach dem TVÖD (Besserstellungsverbot) erstattet. 
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- Werden bei der Durchführung eines Projekts Aufträge an Dritte vergeben, reicht 
- - bei einem Auftragswert bis 1.000 Euro die Einholung mündlicher Angebote aus. Die 

Preisermittlung braucht nicht aktenkundig gemacht zu werden. 
- - Bei einem Auftragswert bis 5.000 Euro ist die Preisermittlung aktenkundig zu machen. 

Es sind in der Regel mindestens drei Angebote unterschiedlicher Anbieter mündlich oder 
schriftlich einzuholen. 

- - Bei einem Auftragswert bis 12.500 Euro sind in der Regel drei schriftliche Angebote 
unterschiedlicher Anbieter einzuholen. Die Preisermittlung ist aktenkundig zu machen. 

• Im Übrigen sind die für den Bund gültigen Vergabe- und Ausschreibungsregelungen zu 
beachten. 

 
Was kann nicht gefördert werden? 
 
• Projekte, die außerhalb des Geltungsbereichs des Neunten Buches Sozialgesetzbuch oder 

von einem Antragsteller/einer Antragstellerin mit Sitz außerhalb des Geltungsbereichs des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch durchgeführt werden, können nicht gefördert werden.  

• Projekte, mit deren Durchführung bereits vor Antragstellung begonnen worden ist, können 
nicht kofinanziert werden.  

• Ausgeschlossen ist jeder Antrag, der von einer als Mittler(in) fungierenden Stelle für einen 
Dritten eingereicht wird; Ausnahme: z.B. die Einreichung zusammengefasster Anträge.  

• Kostenzuschüsse für den Erwerb von Immobilien können nicht erbracht werden.  
• Natürliche (Einzel-)Personen können keine Zuwendungen erhalten. 
 
 
 
 
Wie hoch kann die maximale Förderung von Projektkosten sein? 
 
Bei dem Programm wird vorausgesetzt, dass sich der Antragsteller/die Antragstellerin ange-
messen an der Finanzierung der Gesamtprojektkosten beteiligt. Als grundsätzlich nicht ange-
messen werden Eigenmittelanteile von unter 15 % der Gesamtkostenfinanzierung angesehen. 
 
Die maximale Förderung durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales sollte daher 
grundsätzlich 85 Prozent der Gesamtprojektkosten nicht überschreiten. Auf Grund der Vielzahl 
der zu erwartenden Projektanträge und der begrenzt verfügbaren Haushalts- bzw. Ausgleichs-
fondsmittel sind grundsätzlich nur solche Projekte förderfähig, die darlegen, dass die Restfinan-
zierung und damit die Gesamtfinanzierung sichergestellt ist. 
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Bei der Bewilligung der im Rahmen des Programms zur Verfügung stehenden Mittel sind teil-
weise differenzierte Verwendungszwecke zu beachten. So dürfen z.B. Mittel des Ausgleichs-
fonds nur für Projekte zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben verwendet 
werden. Aus den dem Programm zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales kann die Förderung von Projekten zur Teilhabe behinderter 
Menschen (außerhalb des Arbeitslebens) erfolgen. 
 
Es kann nicht gewährleistet werden, dass eine beantragte Maximalförderung in Höhe von bis zu 
85 Prozent der Gesamtprojektkosten bewilligt werden kann. 
 
 
XII. Welche Logos sind zu verwenden? 
 
Bei allen Projekten ist das für das Programm vorgesehene Logo auf allen Materialien, Unterla-
gen und ähnlichem zu verwenden. 
 
Zusätzlich ist bei einer Förderung aus Haushaltsmitteln des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales oder aus Mitteln des Ausgleichsfonds das Logo des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales zu verwenden. 
 
Wenn ein Farbdruck nicht oder nur unter unzumutbaren Aufwendungen möglich ist, kann auch 
die Schwarz-Weiß-Ausführung des/der Logos verwendet werden. 
 
Bei allen Veröffentlichungen im Rahmen des Projektes ist auf die Förderung durch das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales in geeigneter Form hinzuweisen. 
 
 
XIII. Verfahren: 
 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und 
die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides 
und die Rückforderung der Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften zu § 44 BHO sowie 
die §§ 48 bis 49a Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). 
 
Bis wann sind die Projektanträge einzureichen? 
 
Grundsätzlich können Anträge laufend eingereicht werden. Allerdings sollen 
Projektanträge mindestens drei Monate vor dem geplanten Beginn der Projektdurchführung ge-
stellt werden. 
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Für Projekte, mit deren Durchführung im Jahr 2008 begonnen werden soll, sind die Anträge bis 
spätestens zum 15. November 2007 einzureichen. 
 
 
Wie und wann erfolgt die Auszahlung genehmigter Fördermittel? 
 
Eine erste Zahlung kann nach Bewilligung der Zuwendung, aber nicht vor Rechtskraft des Be-
willigungsbescheides vorgenommen werden. Eine Abschlusszahlung kann bis zur Vorlage der 
Endabrechnung durch den/die Antragsteller(in) und des Berichtes über das durchgeführte Pro-
jekt ganz oder teilweise zurückgestellt werden. 
 
Im Übrigen gilt Folgendes: 
 
• ausgezahlte Gelder sind in Höhe des Zwei-Monats-Bedarfs anzufordern und innerhalb von 

zwei Monaten einzusetzen, 
• angeforderte Teilzahlungen sind zu begründen und zu belegen. 
 
 
Was ist bei der Endabrechnung zu beachten? 
 
Der/Die Begünstigte ist verpflichtet, spätestens sechs Monate nach Abschluss des Projektes für 
das gesamte Projekt eine Endabrechnung (Verwendungsnachweis) der förderfähigen 
Ausgaben vorzulegen, die vom Bundesverwaltungsamt geprüft wird.. 
 
Gleichzeitig mit dem Verwendungsnachweis ist auch der Sachbericht über das Projekt vorzu-
legen. 
 
Ergibt die Prüfung der Endabrechnung, dass die Gesamteinnahmen, einschließlich der Förder-
mittel und Vorauszahlungen, die Gesamtausgaben übersteigen, wird die Zuwendung um den 
überschüssigen Betrag gekürzt. Die Kürzung der Zuwendung erfolgt durch eine Minderung des 
nach Projektabschluss auszuzahlenden Restbetrags oder führt zu einer teilweisen Rückforde-
rung des im voraus gezahlten Teils der Fördermittel. Eine Rückforderung gezahlter 
Zuwendungsmittel erfolgt auch dann, wenn sie für Projektausgaben geleistet wurden, die nicht 
förderfähig sind. 
 
Eine nachträgliche Erhöhung der Zuwendung wegen Überschreitung der Kostenansätze im Fi-
nanzplan ist nicht möglich. 
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An welche Stelle muss ich mich wenden, um einen Projektantrag zu  
        stellen? 
 
Der Projektantrag ist schriftlich beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales, unter dem 
Stichwort „Programm zum trägerübergreifenden Persönlichen Budget“, Referat Va 3, Ro-
chusstraße 1, 53123 Bonn, zu stellen. Bei Fragen in Zusammenhang mit einer Projektantrag-
stellung wenden Sie sich bitte an Herrn Rolf Hamacher-Heinemann unter der Telefonnummer 
022899/527-2769. 
 
 
Vorbehalt der Förderung 
 
Die Förderung von Projekten im Rahmen des Programms zur Struktur-Verstärkung und 
Verbreitung von trägerübergreifenden Persönlichen Budgets steht unter dem Vorbehalt, dass 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales ausreichende Haushaltsmittel zur Verfügung 
gestellt werden bzw. der Beirat für die Teilhabe behinderter Menschen die Förderung des Pro-
gramms und der Einzelprojekte der Teilhabe am Arbeitsleben aus Mitteln des Ausgleichsfonds 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales vorschlägt. 
 


